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Das Gebiet, auf welchem das ſubjective Recht durch den Ver⸗ 
waltungsgerichtshof geſchützt werden ſoll, iſt jedoch, wie bereits Ein⸗ 
gangs dieſes Artikels erwähnt wurde, nicht das ganze Gebiet, welches 
der Entſcheidung und Verfügung der Verwaltungsbehörden unterſtellt 
iſt, vielmehr wird dieſes Gebiet durch die Beſtimmungen des § 3 
(bez. § 49) des E. in einer Weiſe abgegrenzt, welche nicht als die 
Einführung einzelner Ausnahmen angeſehen werden kann, ſondern 
welche eine principielle Bedeutung hat. 

Sehen wir von der eventuellen Ausnahme des § 49 ab, weil 
der E. ſelbſt dieſe Frage offen läßt (vergleiche auch Art. 4 des St. G. G. 
über die richterliche Gewalt, wobei es nur bedauerlich iſt, daß unſerer 
Geſetzgebung aller Zuſammenhang abgeht), ſo läßt ſich die Caſuiſtik 
der Ausnahmen des § 3 mit ihren 9 Punkten unter nachſtehende Ger 
ſichtspunkte bringen: 

1) Angelegenheiten, welche auf den ordentlichen Rechtsweg ge⸗ 
hören (a) und im Zuſammenhange damit Beſchwerden gegen admini⸗ 
ſtratire Entſcheidungen, welche in letzter Inſtanz vom oberſten Ge⸗ 
richtöhnfe, ſowie gegen Entſcheidungen, welche von einer aus Verwal⸗ 
ee und Richtern zuſammengeſetzten Inſtanz geſchöpft worden 
ind (h); 5 

2) Angelegenheiten, welche zur Competenz des Reichsgerichtes 
gehören (b); 5 

3) Angelegenheiten, in denen die Verwaltungsbehörden nach 
freiem Ermeſſen vorzugehen berechtigt find (e); 

4 Angelegenheiten für welche das ſtaatsrechtliche Verhältniß 
zur jenſeitigen Reichshälfte maßgebend iſt (d, e); 

5) Perſonalangelegenheiten öffentlicher Organe (k, g) und endlich 

6) Beſchwerden gegen Entſcheidungen und Verfügungen der 
Steuereinſchätzungscommiſſionen. 

Ad 1) Die Beſtimmung, daß Angelegenheiten, welche auf den 
ordentlichen Rechtsweg gehören, von der Zuſtändigkeit des Verwaltungs⸗ 


anſieht. Denn von vornherein ſind ja nur Verletzungen ſubjectiver 


Rechte durch eine Entſcheidung oder Verfügung der Verwaltungsbe⸗ 


hörde und nur dann Gegenſtand des Verwaltungsgerichtshofes, wenn 
die Angelegenheit im adminiſtrativen Wege ausgetragen iſt. Die Ver⸗ 
waltungsbehörde muß zu der Entſcheidung oder Verfügung competent 
geweſen fein, denn wäre ſte es nicht, jo hat das Reichsgericht Abhilfe 
zu gewähren (vergleiche lit. b). 

Es iſt daher die Rede von dem ordentlichen Rechtsweg, wenn 
die Verwaltungsbehörde bereits in ihrer Competenz und rechtskräftig 
verfügt und entſchieden hat. Einen ſolchen ordentlichen Rechtsweg be⸗ 
ſtimmt der erſte Abfatz des Art. 15 des St. G. G. über die richter⸗ 
liche Gewalt. Die Feſtſetzung dieſes Abſatzes daͤucht uns im höchſten 
Grade wunderlich. Hienach erſcheint die Beſtimmung des § 2 des E. 
als Regel und die Beſtimmung dieſes Abſatzes als Ausnahme von 
dieſer Regel, welche dann eintritt, wenn die Verwaltungsbehörde über 
einander widerſtreitende Anſprüche von Privatperſonen entſchieden hat 
und durch dieſe Entſcheidung Jemand in feinen. Priva trechten be⸗ 
nachtheiligt wird Nebenbei bemerkt, wird nicht gefordert, daß die Ent⸗ 
ſcheidung geſetzwidrig ſei, und im Zuſammenhange damit iſt ſtatt von 
Verletzen von Benachtheiligen die Rede. Wenn daher die Verwaltungs 
behörde nicht über widerſtreitende Anſprüche von Privatperſonen ent⸗ 
ſchieden hat oder über ſolche entſchteden hat, aber Jemand in ſeinen 
öffentlichen Rechten verletzt zu ſein behauptet, ſo tritt die Eompetenz 
des Verwaltungsgerichtshofes ein. Allerdings darf der Benachtheiligte 
im Sinne des erſten Abſatzes des Art. 15 des St. G. G. nur gegen 
die andere Partei die Klage erheben, und wie ihm der ordentliche 
Richter hilft, iſt eine andere Frage. Aber eine ſolche Benachtheiligung 
gehört auf den ordentlichen Rechtsweg. Wenn z B. zwiſchen dem 
Eigenthümer eines Privatfluſſes und einer auf Grund des § 16 des 
Landesgeſetzes für Böhmen vom 28. Auguſt 1870, L. G. Bl. Nr. 71 ge⸗ 
brauchsberechtigten Privatperſon über die Benützungsanſprüche auf den 
Fluß ein Streit entſteht und die politiſche Behörde entſcheidet auf 
Grund des § 75 des angeführten Geſetzes, ſo kann der durch dieſe 
Entſcheidung in ſeinem Eigenthumsrechte, daher in feinem Privatrechte 
benachtheiligte Eigenthümer des Fluſſes jene Privatperſon bei Gericht 
klagen, dieſe dagegen, wenn ſie durch die Entſcheidung verletzt zu ſein 
behauptet, kann Rechtshilfe beim Verwaltungsgerichtshofe ſuchen, denn 
ihr Recht iſt kein Privatrecht. N 

Ein anderer, unter die Ausnahme der lit a des § 2 des E. 
gehörender Fall dürfte ſich aus der im Art. 12 des Staatsgrundge⸗ 
ſetzes vom 21. December 1867 über die Ausübung der Regierungs⸗ 
und Vollzugsgewalt, R. G. Bl. Nr. 145 vorgeſehenen eivilrechtlichen 
Haftung der Staatsdiener, entpuppen. Denn dort, wo die geſetzwidrige 
Entſcheidung oder Verfügung der Verwaltungsbehörde die Pflichtwidrig⸗ 
keit eines Staatsbeamten iſt, d. h. in einem Verſchulden ihren Grund 
bat, würde dann der ordentliche Rechtsweg eintreten und wäre der 
Verwaltungsgerichtshof ausgeſchloſſen. Ja dies iſt mit Rückſicht auf 
den citirten Artikel in einem gewiſſen Sinne ſchon jetzt der Fall. Die 
civilrechtliche Haftung des Beamten (und gerade nur des Staats- 


gerichtshofes ausgeſchloſſen find, iſt nicht fo ſelbſtverſtändlich als fie ſich beamten) ohne die des Staates, überdies bel einem Organisuus, bei 


welchem conſequenterweiſe nur der Miniſter haftbar ſein follte, iſt im 
Gegenſatze zu der Haftbarkeit des Staates und zwar vor dem Ver⸗ 
waltungsgerichtehofe ein wenig werthvolles Geſchenk. 

Die hervorgehobenen Enclaven für den ordentlichen Rechtsweg 
wünſchten wir daher hinwegfallen zu ſeheu. . 

Wenn der oberſte Gerichtshof in letzter Inſtanz adminiſtrativ⸗ 
Entſcheidungen geſchöpft hat, iſt derſelbe denn dann eine Verwaltungs⸗ 
kehörde? Und wenn Gerichtsbehörden, die adminiſtrative Entſcheidun⸗ 
gen ſchöpfen, Verwaltungsbehörden ſind, ſind es dann nicht auch Ober⸗ 
landes-, Landes- und Bezirksgerichte, wenn ſie adminiſtrative Ent⸗ 
ſcheidungen in letzter Suftanz ſchöpfen? Sorgt ja doch für Disciplinar⸗ 
angelegenheiten ſchen lit. g. Daß aber der oberſte Gerichtshof dem 
E. auf ſeinem privatrechtlichen Standpunkte das non plus ultra uns 
abhängiger Gerechtigkeit ſei. mußte ausdrücklich ausgeſprochen werden 
und dieſe Heiligkeit des Richterſtandes iſt Sauerteig, der auch die Ver— 
waltungsbeamten bewahrt, die mit Richtern in einer Inſtanz zuſammenſitzen. 

Ad 2) Hand in Hand mit der Einführung der Verwaltungs⸗ 
gerichtsbarkeit hätte ſollen die Beſchränkung des Reichsgerichts auf 
seinen Competenzgerichtshof gehen. Es hätte hiezu nur der. Aufhebung 
des Satzes „iu ſtreitigen Angelegenheiten des öffentlichen Rechtes“ des 
Art. 1. und des ganzen 3. Artikel des St. G. G. vom 21. Decem⸗ 
ber 1867, R. G. Bl. Nr. 143 bedurft. Hierauf legen wir ein ganz 
beſonderes Gewicht. 

Inwiefern nämlich das Reichsgericht berufen tft zur Entſchei⸗ 
dung in ſtreitigen Angelegenheiten öffentlichen Rechtes, iſt es eben 
auch nichts anderes als ein Verwaltungsgerichtshof. Die Competenz 
des Reichsg richtes in Streitigkeiten öffentlichen Rechtes iſt aber eine 
ſehr weitgehende, auch ſie leidet unter dem Fluche der Unbeſtimmt⸗ 
heit theoriſirender Geſetzgeberei. Wir ſind zwar der Meinung, daß 
die in Art. 1 des St. G. G. über die Einſetzung eines Reichsgerichtes 
erwähnten ſtreitigen Angelegenheiten öffentlichen Rechtes durch den 
Artikel 3 taxativ beſtimmt find, aber auch fo noch iſt die Com⸗ 
petenz eine ſo weit gehende, daß das Reichsgericht beiſpielsweiſe auf 
Grund der lit a des Art. 3 über Anſprüche von Staatsdienern auf 
Bezüge an den Staat erkennt. Das Geſetz vom 18. April 1869, 
R. G. Bl. 44 betreffend die Organiſation des Reichsgerichts u. ſ. w. 
identificirt ſelbſt in dem § 34 die durch die eitirte lit. a dem Reichs⸗ 
gerichte unterſtellten Anſprüche mit ſtreitigen Anſprüchen öffentlichen 
Rechtes. Der Verfaſſer der Beſprechung des Entwurfes in Nr. 7, 8 
und 9 des heurigen Jahrganges der in Wien erſcheinenden „Juri⸗ 
ſtiſchen Blätter“, der dem Reichsgerichte ſehr nahe ſtehen ſoll, theilt 
die Competenz zwiſchen Reichsgericht und Verwaltungsgerichtshof 
dahin: Schutz öffentlicher Rechte gegen jegliche Verletzung: Com⸗ 
petenz des Reichsgerichtes, Schutz von Privatrechten durch Eingriff 
öffentlicher Verwaltungsorgane: Competenz des Verwaltungsgerichts— 
hofes. Was ſagt ſolcher Verſtümmlung der Judicatur des Verwal⸗ 
tungsgerichtshofes gegenüber Geheimrath Schmidt in Karlsruhe, der 
wohl in Sachen der praktiſcheu Verwaltungsgerichtsbarkeit als eine 
Autorität angeſehen werden muß? Wir haben bereits oben nach ihm 
citirt, „der Verwaltungsgerichtshof hat nur in Thätigkeit zu treten, 
wenn es ſich darum handelt, daß entweder ein in den Geietzen be— 
gründeter (öffentlich-rechtlicher) Anſpruch nicht beachtet, oder eine 
in demſelben nicht begründete (öffentlich-rechtliche) Verbindlich⸗ 
keit auferlegt wird“. Nun, nach der Auffaſſung in den „Juriſtiſchen 
Blättern“ bliebe ihm mit uns nichts anderes übrig. als mit der 
Laterne die übrig gebliebenen Trümmer der Judicatur der Verwal⸗ 
tungsgerichtsbarkeit in den dunkeln Diecttonen öſterreichiſcher Geſetzes⸗ 
geberei von neuem zuſammenzuſuchen. Aber ein Verwaltungsgerichts— 
hof iſt und bleibt einmal ein öffentlich⸗rechtlicher Gerichtshof. 

Manu könnte uns bei unſerer Forderung auf Ausſcheidung der 
„Verwaltungsgerichtsbarkeit von der Competenz des Reichsgerichtes 
einwerfen, man möge immer zwei öffentlich- rechtliche Verwaltungs⸗ 
gerichtshöfe hinnehmen, wenn nur jeder feine Schuldigkeit thut, ſelbſt 
geſetzt den Fall, es wäre in der Natur des Gebietes eines jeden nicht 
die Forderung einer verſchiedenen Judicatur gelegen. Dem erwidern 
wir vor Allem, daß der eine Gerichtshof fo unwirkſam geſtellt iſt als 
der andere. Muß ja doch der Betheiligte um den Vollzug der Erkennt⸗ 
niſſe des Reichsgerichtes bei den zuſtändigen Behörden betteln. Aller⸗ 
dings iſt das Reichsgericht in der Geltendmachung der vor es gebrach⸗ 
ten Angelegenheit gegenüber dem Verwaltungsgerichtshof inſofern be⸗ 
vorzugt, als feine Judicate einen poſitiven Inhalt haben ($$ 34, 35 
des Geſetzes vom 18. April 1869). 
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Nun müſſen wir aber betonen, daß allerdings die Gebtete der beiden 
Gerichtshöfe eine principielle, namentlich in der lit. b des Art. 3 (Entſchei⸗ 
dung über Beſchwerden wegen Verletzung der durch die Verfaſſung gewähr⸗ 
leiſteten politiſchen Rechte) ſcharf hervortretende Verſchiede heit an ſich 
tragen, welche bei der Geltendmachung berückſichtigt werden könnte, und 
daß gerade dieſe principielle Verſchiedenheit gebieteriſch 
dafür ſpricht, die Judicatur des Reichsgerichtes in ſtrei⸗ 
tigen Angelegenheiten öffentlichen Rechtes demſelben zu 
entziehen, und dem Verwaltungsgerichtshofe zu über⸗ 
weiſen. Wir erinnern wieder an die Auseinanderſetzungen unſeres 
J. Artikels. Während nämlich der Dienſt bei dem Verwaltungs⸗ 
gerichtshofe ein beſoldetes Staatsamt iſt und die Mitglieder des Ver— 
waltungsgerichtshofes auf Vorſchlag des Miniſterrathes vom Kaiſer 
ernannt werden (§ 11 des Entwurfes), müſſen die Mitglieder des 
Reichsgerichtes aus den durch das Abgeordneten- und Herren— 
haus vorgeſchlagenen Perſonen vom Kaiſer ernannt werden. 
Für jede Stelle ſind drei ſachkundige Männer vorzuſchlagen (Art 5 
des St. G. G) Heraus folgt, daß die Zuſammenſetzung des Reichs— 
gerichtes von der zur Zeit der Ernennung jeweilig regierenden Parla— 
mentsmajorität ganzlich abhängig tft. Daß dieſem Neichegerichte die 
Entſcheidung über Anſprüche an einzelne Königreiche und Länder oder 
die Geſammtheit derſelben übertragen iſt, und warum über dieſe nicht 
der Verwaltungsgerichtshof entſcheiden ſoll, tft ganz zufällig. Nur der 
Umſtand, daß gerade einzelne Königreiche und Länder der parlamen— 
tariſchen Reichsre zierung oppontren, ſpricht insbeſondere noch dafür 
dieſe Judicatur dem Reichsgerichte zu nehmen *). Dadurch aber, daß 
man das Reichsgericht als eine Dependenz der Volksvertretung über 
die durch die Verfaſſung gewährleiſteten politiſchen Rechte erkennen 
läßt, hat man geradezu den Bock zum Gärtner gemacht. Nichts iſt 
diesfalls ſo lehrreich, als die einerzeit (1871) in den Blättern viel⸗ 
fach ventilirte Miſtelbacher Vereinsaffatre “). Abgeſehen davon, daß das 
damalige föderaliſtiſche Min ftertum, obwohl das Reichsgericht erklärte, 
daß die Motivirung der Nichtbewilligung zur Bildung des verfaſſungs⸗ 
treuen politiſchen Vereines in Miſtelbach im Geſetze nicht ihre Be⸗ 
gründung finde, da von dem Geſetze Wanderverſammlungen nicht ver⸗ 
boten ſeien, darauf die Bildung des Vereines als ſtaatsgefährlich doch 
unterſagt hat, weil die beabfichtigte Abhaltung von Verſammlungen 


dieſes Vereines an anderen Orten als an dem Sitze des Vereines 


den Intereſfen der öffentlichen Ordnung widerſtreite, — haben die ver⸗ 
faſſungstreuen Stimmen der Preſſe das Reichsgericht kurzweg als 
einen der Ihren reclamirt, und dadurch, ſelbſt die Entſcheidung des 
Reichsgerichts, welches von der verfaſſungstreuen Majorität des Volks⸗ 
vertretung zuſammengeſetzt wurde, zu einem Aet der verfaſſungstreuen 
gegen die föderaliſtiſche politiſche Partei herabgedrückt. Darf ein ſolches 
Verwaltungsgericht, und wenn ſeine Entſcheidungen die gerechteſten 
wären, noch weiter beſtehen? f 

Ad 3) Die ausdrückliche Ausnahme der Fälle, in welchen die 
Verwaltungsbehörden nach freiem Ermeſſen vorzugehen berechtigt find, 
iſt einer der wenigen Punkte, dem wir unſere Anerkennung zollen 


müſſen, ja wir finden in demf Iben ein wichtiges Princip der Vers 


waltungsgerichtsbarkeit ausgedrückt. Eine Kritik des freien Ermeſſens 
gehört vor Allem der materiellen Geſetzgebung Doch in Ueberein⸗ 
ſtimmung mit dem bereits Geſagten hätte das Geſetz nicht ſchlechtweg 
das Princip, ſondern in beſtimmten Umriſſen die Fälle anführen ſollen, 
aus denen dann das Princip zu finden geweſen wäre. 

Wir finden in dieſem Principe die Grenzlinie zwiſchen der ſo⸗ 
genannten freien und der durch die Verwaltungsjuſtiz controlirten 
Verwaltung. Auch die Verwaltung des freien Ermeſſens hat jedoch 
ihre normativen Schranken, und wo fie dieſelben üßerfteigt, hat ſofort 
wieder die Verwaltungsgerichtsbarkeit einzutreten. Wir identifieiren das 
freie Ermeſſen mit der ſogenannten discretionären Gewalt, im Ge⸗ 
genſatze zu jenen Fällen, in welchen für den Thatbeſtand A, die auf 
denſelben coneret anwendbare und anzuwendende Norm B beſteht. 


) Es iſt ein bedeutſamer Zufall, daß das Reichsgericht in einer ſeiner letzten 


Sitzungen das Land Vorarlberg, deſſen Landesvertretung in ihrer Majorität zur 


Oppoſikion gehört mit einem Anſpruche abgewieſen hat. Wenn man aber der Volks⸗ 
vertretung einen ſo maßgebenden Einfluß auf die Zuſammenſetzung eines Gerichts⸗ 
hofes besaß“, hat man ſich es ſelbſt zuzuſchreiben, wenn die in ihren Mitteln häufig 
nicht wähleriſche Oppoß ion d e Unabhängigkeit eines Gerichtes verdächtigt. 


) Siehe die Abhandlung „Zur Correctur der Verw [tung 


durch das Reichs⸗ 
gericht“ in Nr. 29 des Jahrganges 1871 dieſer Zeitſchrift. j 


Dort, wo die Norm die Beurtheilung der That⸗ oder Rechtsfrage, 
ausdrücklich, durch gleichbedeutende Ausdrücke“), der Behörde überläßt, 
kann kein Zweifel ſein; dagegen dort, wo dies nicht der Fall iſt, wird 
erſt die Praxis des Verwaltungsgerichtshofes die beſtimmte Antwort 
geben. Wenn z. B. das Geſetz von Bewilligung, Coneeſſion ſpricht, 
fo tft damit noch nicht die diseretionäre Gewalt ausgeſprochen. So 
kann man bei Verleihung der Gewerbeco ceffionen im Sinne unſerer 
Gewerbeordnung nicht von freiem Ermeſſen ſprechen, womit auch die 
Praxis übereinſtimmt. Zweifelhaft iſt es bereits beiſpielsweiſe bei 
der Ertheilung der Bewilligung zu den Vorarbeiten für die Anlage 
einer Eiſenbahn. (Miniſterialverordnung vom 14. September 1854, 
R. G. Bl. Nr. 238, §§ 1 und 3.) 

In allen diefen Fällen ſtebt nach unſerer Meinung dem Ver⸗ 
waltungsgerichtshofe auch die freie Beurtheilung der thatſäachlichen 
Vorausſetzungen zu, wenn diefelbe nicht ausdrücklich dem freien Er⸗ 
meſſen der Verwaltungsbehörde überlaſſen wird. Dem widerſpricht nicht 
der § 6 des Entwurfes. 

Ad 4) Gegen dieſe Ausnahme iſt, ſoweit fie ſtaatsrechtlich noth⸗ 
wendig iſt, nichts zu erinnern. Im Gegenſatze zu dem Berichte der 
Herrenhauscommiſſion, welche verlangt, daß zur lit e ausdrücklich der 
Umſtand hervorgehoben werde, daß die Erfüllung der Wehrpflicht un⸗ 
bedingt unter diejenigen Angelegenheiten zu zählen ſei, welche der 
Jurisdiction eines nur für die diesſeitige Reichshälfte beſtellten Ge⸗ 
richtshofes keinen Falls unterſtellt werden könne, und welcher daher 
der E. noch nicht eng genug iſt, — ſehen wir nicht ein, welche ſtaats⸗ 
rechtlichen Bedenken aufſteigen und etwa Empfindeleien entſtehen ſollen, 
wenn z. B. eine Entſcheidung, welche auf dem Geſetze vom 5. De⸗ 
cember 1868, R. G. Bl. Nr. 151 beruht und in geſetzwidriger Weiſe 
gegen einen Befreiungsanſpruch jemand zur Wehrpflicht heranzieht, 
vor das Forum des Verwaltungsgerichtshofes gezogen wird. Dergleichen 
Anſprüche ſcheinen uns vielmehr vorzugsweiſe für die Verwaltungs⸗ 
jurisdiction geeignet, und die Rechtshilfe wird in keiner Weiſe gegen 
einen Act einer gemeinſamen oder jenſeitigen Verwaltungsbehörde ge⸗ 
währt. Die lediglich unſeren Behörden obliegende Anwendung der für 
uns geltenden Normen kann ohne Scheu der Controle eines lediglich 
für uns beſtehenden Gerichtshofes unterzogen werden. In dieſem Sinne 
bemerken wir gegen den Schlußſfatz der lit. e, daß, wenn die gegen⸗ 
ſeitig vereinbarte Verordnung geſetzlich iſt, ihr der Schutz des Ver⸗ 
waltungsgerichtshofes nur zu Gute kommen kann, iſt fie es aber nicht, 
fo ſollte die Grſetzwidrigkeit auch nicht durch die gegenſeitige Verein⸗ 
barung gehalten werden. 

Ad 5) Die Ausnahme lit. f iſt zum großen Theile ein Pleo⸗ 
nasmus mit dem freien Ermeſſen. Wenn aber einmal die mit der 
Beſetzung öffentlicher Aemter und Dienſte zufammenhängenden ſubjec⸗ 
tiven Rechte ausnahmsweiſe, und gewiß uur aus zwingenden Gründen, 
dem freien Ermeſſen entzogen ſind, ſollte ihnen auch der Schutz des 
Verwaltungsgerichtes gewährt werden, damit nicht, was das Geſetz 
gut macht, wieder durch die Verwaltung verdorben werde. Anſprüche 
auf Bezüge aus der in Rede ſtehenden Beſetzung beziehen lein ſehr 
weiter Ausdruck) ſich gewiß auf dieſe, gehören aber der Competenz 
des Reichsgerichtes, wenn es ſich um Staats⸗ und Landes⸗Beamte 
und Diener handelt. 

Das Princip dieſer, ſowie der nachfolgenden litera iſt, das 
Beamten- und Dienerperſonale fo viel als möglich abhängig von den 
höchſten Verwaltungsorganen und mittelbar dadurch von der politiſch 
herrſchenden Partei zu ſtellen. Bet dem Umſtande, als unter dieſen 
Beamten und Dienern die geſammten Organe der ordentlichen Judi⸗ 
catur in Verwaltungsſachen mitinbegriffen ſind, brauchen wir hin⸗ 
ſichtlich unſeres Urtheils hierüber nur auch auf die Ausführungen in 
unferem I. Artikel hinzuweiſen. Hinſichtlich der Disciplinarangele⸗ 
genheiten vergleiche man das Geſetz vom 10 März 1860, R. G. Bl. Nr. 64. 

Ad 6) Gerade auf dem Gebiete des Steuer- und Gebührenweſens 
wird dem Verwaltungsgerichtshofe mit großer Sehnſucht entgegen ge⸗ 
ſehen, denn der großen Menge gehen die Geldſachen immer am nächſten. 
Aber nicht nur, daß der § 48 diesfalls die Wirkſamkeit des Verwal⸗ 
tungsgerichtehofes ins Unbeſtimmte hinausrückt, werden die Acte der 
Einſchätzungscommiſſionen demſelben überhaupt entzogen. Uebrigens 
muß anerkannt werden, daß inſofern in dem Ausſpruche einer Ein⸗ 


.) Wenn z. B. das Geſetz vom können, dürfen, berechtigt fein der Verwal⸗ 
tungsbehörden ſpricht. ̃ 
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ſchätzungscommiſſion etwas von einem Sachverſtändigenausſpruche liegt, 
gegen den Inhalt desſelben jede Berufung auszuſchließen iſt, ſoweit 
es ſich aber lediglich um Rechtsfragen handelt, iſt auch dieſe Exemtion 
unbegründet. Wir müßten es aber einer in Finanzſachen kundigeren 
Feder überlaſſen, in eine eingehendere Kritik dieſes Punktes einzugehen. 

Haben wir uns in dem Vorſtehenden mit dem Gegenſtande und 
allgemeinen Principe des Verwaltungsgerichtshofes beſchäftigt, fo ſoll 
ein folgender Artikel der Geltendmachung gewidmet ſein. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Forderung des ſtrengen rechtlichen Beweiſes für die Annahme 
der Legitimation durch matrimoninm subsequens behufs Ableitung 
N des Heimatrechtes. 


Maria S. (unrichtig K. genannt) iſt laut Tauiſchein im Jahre 
1856 in Wien geboren als ein uneheliches Kind der Handarb:iterin 
Francisca S., welch letztere zur Zeit der Geburt dieſes ihres Kindes 
und bis zu ihrer im Jahre 1860 mit Johann R. erfolgten Verehe⸗ 
lichung nach N. in Mähren, dem Orte ihrer Geburt zuſtändig geweſen 
war. Johann R. hingegen war bis zu feinem im Jahre 1869 erfolg- 
ten Tode zur Gemeinde L. in Böhmen zuſtändig geweſen. Von Fran⸗ 
cisca R wurde angegeben, daß ihr Gatte auch der natürliche Vater 
ihres unehelich gebornen Kindes Maria S. goeweſen und hiezu ſich 
auch bekannt habe. Dieſe Ang ebe der Francisca R. wurde auch durch 
die Trauungsbeiſtände Vincenz Sch. uud Emil E. beſtätiget, welche 
vor dem Gemeindevorſtande, reſpective vor der Bezirkshauptmannſchaft 
übereinſtimmend bezeugten, daß Johann R. das von ſeiner Gattin vor⸗ 
ehelich geborne Kind als das ſeinige anerkannt und ſich als den na⸗ 
türlichen Vater bezeichnet habe. 

Der Bezirkshauptmann von N. in Mähren war des Erachtens, 
daß Maria S. durch die nachgefolgte Verehelichung ihrer Mutter mit 
dem natürlichen Vater legitimirt erſcheine, wenn dieſe Legitimation auch 
formell nicht durchgeführt worden ſei. In Folge deſſen ſei Maria S 
nach L. in Böhmen zuſtändig, wo ihr Vater Johann R. heimatbe⸗ 
rechtigt geweſen war. Der Bezirkshauptmann von L. in Böhmen war 
hingegen der Anſicht, daß die Legitimation der Maria S. nicht erfolgt 
ſei, weil der Beweis über die Anerkennung der Vaterſchaft von Seite 
des Johann R. nicht erbracht worden. Maria S. ſei als uneheliche 
Tochter der Francisca S. nach N. in Mähren zuſtändig. 

Der mähriſche Statthalter trat der Anſicht des Bezirke haupt⸗ 
mannes von N. bei. Die Thatſache, daß Johann R als Vater der 
unehelichen Maria S. ſich bekannt hat, liege nachgewieſen vor. 

Die Statthalterei in Böhmen hielt die Marta S. nach N. in 
Mähren zuſtändig. Der von Francisca S. hervorgehobene Umſtand, 
daß Johann R. der natürliche Vater der Maria S. war und daß 
dieſelbe demgemaͤß durch die nachgefolgte Verehelichung legitimirt 
wurde, ſei für die Beurtheilung der vorliegenden Heimatfrage aus dem 
Grunde irrelevant, weil die angeblich per matrimonium subsecutum 
erfolgte Legitimirung eines unehelichen Kindes, deſſen natürlicher Vater 
bereits verſtorben iſt, geſetzlich nur dann als vorhanden” angeſehen 
werden darf, wenn in Betreff der Vaterſchaft des angeblich natürlichen 
Erzeugers ein richterliches Urtheil vorliegt. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 4. Jänner 1873, 
3. 18.461 ex 1872 Nachſtehendes erkannt: 

„„Durch die Verchelichung der Francisca S. mit Johann R. 
kann die Legitimation der don der erſteren außerehelich geborenen 
Maria S. nicht als geſchehen angenommen werden, weil zur Legiti⸗ 
mation unehelicher Kinder durch nachgefolgte Verehelichung der Eltern 
der Beweis nothwendig iſt, daß ſie von dem Ehegatten der Mutter 
erzeugt wurden. Dieſer Beweis iſt aber außer dem Falle eines auf 
die Vaterſchaft erfolgten richterlichen Ausſpruches nur dann als her⸗ 
geſtellt anzuſehen, wenn den Erforderniſſen des $ 164 a. b. G. B. 
entſprochen iſt. Nach Inhalt des vorliegenden Taufſcheines der am 
28. April 1856 in Wien gebornen Maria S. hat weder eine Ein⸗ 
tragung des Namens des angeblich natürlichen Vaters, nämlich des 
im Jahre 1869 verſtorbenen Johann R. in die Geburtsmatrik ſtatt⸗ 
gefunden noch kann durch die von Francisca R. erſt nach dem Tode 
ihres nachherigen Ehegatten abgegebene, wenngleich von den Zeugen 
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Emil E. und Vincenz Sch. beftätigte Erklarung, daß ihr geweſener 
Gatte der natürliche Vater des von Francisca R. außerehelich gebornen 
Kindes Marja S. ſei, der Beweis dafür von der Verwaltungsbehörde 
als erbracht angeſehen werden. Die Frage, ob Maria S. von Johann 
R. erzeugt und ob dieſer rechtlich für den Vater der Erſteren zu halten 
ſei, kann in Gemäßheit des $ 37 des Hetm.-Gef. nur vom Gerichte 
entſchieden und es kann vor der bejahenden Entſcheidung dieſer Frage 
nicht angenommen werden, Maria ©. fer durch die nachgefolgte Vers 
ehelichung ihrer Eltern legitimirt worden. Dieſelbe blieb daher un⸗ 
geachtet der durch Verehelichung ihrer Mutter veränderten Zuſtändigkeit 
der Letzteren in N. in Mähren, wo Francisca S. zur Zeit der Ent⸗ 
bindung gemäß §. 11 des G. G. vom 17. März 1849 zuſtändig ge⸗ 
weſen, heimatberechtigt und hat dieſe Heimatberechtigung bis zu ihrem 
am 10. April 1870 erfolgten Tode auch beibehalten“. St. 


Verordnungen. 


Erlaß des Miniſteriums des Innern vom 1. März 1873, 3. 2783 mit der Er- 

innerung, daß bezüglich der Vergütung der Krankeuverpflegskoſten zwiſchen den 

im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern einerſeits und Ungarn an⸗ 
dererſeits die früheren Verhältniſſe fortan aufrecht beſtehen. 


Das k. ungariſche Miniſterium des Innern hat aus Anlaß ſpecieller Fälle mit 
Note vom 9. Februar l. J., Z. 3863 anher das Erſuchen geſtellt, es mögen ſämmtliche 
Landesbehörden und Landesausſchüſſe dahin aufgeklärt werden, daß die Circularver⸗ 
ordnungen vom 6. Juli und 30. Auguſt 1872, 3. 8808 und 23144 in Betreff der 
Verpflegskoſte nerſätze bloß für die ungariſchen Behörden und Krankenanſtalten maß⸗ 
gebend ſind und daß durch dieſelben der bisher von Seite der im Reichsrathe vertrete⸗ 
neu Königreiche und Länder, ſo wie von Seite der in dieſen Ländern befindlichen 
Krankenanſtalten beobachtete Vorgang, insbeſondere aber die, auf der Normalverord⸗ 
nung des beſtandenen k. k. Miniſteriums des Innern vom 6. März 1855, 3. 6382 
Punkt II lit. b baſirende und auch gegenwärtig ſowohl Seitens der Behörden der ſo⸗ 
eben erwähnten Länder als auch Seitens der kgl. ung. Regierung beobachtete reciproke 
Verguͤtung der gegenfeitig aufgerechneten Verpflegskoſten u. zw. ohne Rückſichtnahme 
auf die Krankheitsarten, durchaus nicht berührt worden tft. 5 8 

Hievon wird die k. .. im Nachhange des h. o. Erlaſſes vom 5. Sep⸗ 
tember v. J., Z. 13976) zur Darnachachtung und weiteren Verſtändigung des 
Landesausſchuſſes, ſowie der Directionen der allg. öffentl. Krankenanſtalten in Kennt 
niß geſetzt. 


Erlaß des k. k. Miniſteriums des Junern vom 12. April 1873, 3. 1470 (zunachſt an 

die k. k. Landesregierung in Salzburg), bedeutend, daß die Haltung bon Eiſenbahn⸗ 

Omnibus und Hausequipagen Seitens der Gaſthotelbeſitzer nicht als Ausfluß der 
Gaſtgewerbeberechtigung, ſondern als ein beſonderes Gewerbe anzuſehen fei. 


Das Miniſterium des Innern einvernehmlich mit dem k. k. Handelsminiſterium 
findet die Entſcheidung der k. k. Landesregierung vom 2. Juli 1872, 3. 2954, 
inſoweit mit derſelben ausgeſprochen worden iſt, daß die Haltung ſogenannter Eiſen⸗ 
bahn⸗Omnibus und Hausequipagen von Seite der Gaſthofbeſitzer, deren erſtere den 
Verkehr der Fremden von den Bahnhöfen zu den Hotels und umgekehrt zu vermitteln 
haben, und letztere den Gäſten als Lohnfuhrwerk zur Verfügung geſtellt werden, nicht 
als ein Ausfluß der Gaſtgewerbsberechtigung, ſondern als eigenes Gewerbe anzuſehen 
und zu behandeln fei, unter Zurückweiſung des dagegen von den Hotelbeſitzern Salz⸗ 
burgs eingebrachten Recurſes als im Geſetze begründet zu beſtätigen, nachdem derlei 
Unternehmungen alle Kriterien eines Gewerbsbetriebes an ſich tragen und unter den 
im $ 28 der G. O. taxativ aufgezählten Brechtigungen des Gaſtgewerbes nicht vor⸗ 
kommen. Inſoweit jedoch mit der recurrirten Entſcheidung erklärt worden iſt, daß ſo⸗ 
wohl die Haltung von Eiſenbahn⸗Omnibus als jene von Hausequipagen einer eigenen 
Conceſſion bedürfen, wird dieſer Ausſpruch bloß rückſichtlich der Eiſenbahn⸗Omnibus 
aufrecht erhalten, weil die Haltung von Haus equipagen, die nicht an öffentlichen Or⸗ 
ten zu Jedermanns Gebrauch aufgeſtellt werden, nicht unter den $ 16, P. 4 der G. O. 
fällt, ſondern als das freie Gewerbe der Lohnkutſcherei gegen bloße Anmeldung ($ 13) 
betrieben werden kann. 0 . 


) Mit dieſem (in dieſer Zeitſchrift nicht mitgetheilten) Erlaſſe ſind eben die 

vbigen nur für die ungar. Krankenanſtalten maßgebenden ungariſchen Circular⸗Ver⸗ 

ordnungen vom 6. Juli und 30. Aug. 1873, 38. 8803 und 23144 mitgetheilt 
worden. Der Red. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 23. April 1873, 3. 5895, betreffend die künf⸗ 
tige Geſtalt und die Veſtimmung der Ausweiſe und Berichte über die Curorte. 


Die Ausweiſe und Berichte über die Curorte find in den Jahresſanitätsbericht 
im Sinne des hierſeitigen Erlaſſes vom 13. November 1871, 3. 12.089 nach der 
Inſtruction (Beilage I G.) und (Beilage II, § 8 P.) aufzunehmen. 

Da der Jahresjanitätsbericht für die Sanitätsſtatiſt k verwendet wird, fo hat 
es von der mit dem Erlaſſe vom 8. Februar 1857, 3. 1042/ M. J. angeordneten Er⸗ 
ſtattung eines abgeſonderten Berichtes über die Ergebniſſe der jeweiligen Saiſon in 
den Curorten des Landes ſowie auch von der mit den Polizeiminiſterialerläſſen vom 
30. Jänner 1869, 3. 4078/724 C und vom 17. December 1866, 3. 5184/1734 III. 
vorgeſchriebenen Vorlage der Schlußausweiſe über die Frequenz der Curorte künftig⸗ 
hin abzukommen 

Ich habe die Ehre Eure hievon zur gefälligen weiteren Veranlaſſung 
in die Kenntniß zu ſetzen. 


Erlaß des Miniſters des Innern vom 25. April 1873, 3. 3048, betreffend die Un⸗ 
anwendbarkeit der Veſtimiungen des Heimatsgeſetzes auf die Verpflichtung zur 
Zahlung des Schulgeldes ſür arme Kinder. 


In einzelnen Ländern des Reiches obliegt der Schulgemeinde nach der Schul⸗ 
geſetzgebung die Verpflichtung, das Schulgeld für die armen Schulkinder zu entrich⸗ 
ten, und ſteht derſelben das Recht zu, den Erſatz dieſer Auslage von der Helmatd- 
gemeinde der ſchulgeldbefreiten Kinder anzuſprechen. 

Dieſe Beſtimmung einzelner Landesgeſetze hat in ſolchen Fällen, wo die Zu⸗ 
ſtändigkeitsgemeinde der fraglichen Schulkinder in einem anderen Lande liegt, zu viel⸗ 
fachen Anfragen, Entſcheidungen und Recurſen den Anlaß gegeben, indem ſelbſtver⸗ 
ſtändlich das Geltungsgebiet eines Landesgeſetzes ſich auf ein fremdes Land nicht 
erſtreckt und das Reichsgeſetz vom 14. Mat 1869, Nr. 62 keine Beſtimmung enthält, 
aus welcher ſich die Verpflichtung einer Heimatsgemeinde ableiten ließe, der Schul⸗ 
gemeinde den Erfaß des für arme Schulkinder beſtrittenen Schulgeldes zu leiſten. 

In Folge deſſen wurde der Erſatzanſpruch der Schulgemeinde mehrſeitig mit 
der den Heimatsgemeinden nach dem Heimatsgeſetze vom 3. December 1863 oblie⸗ 
genden Pflicht der Armenverſorgung begründet und ſich hiebei ⸗insbefondere auf den 
§ 24 dieſes Geſetzes berufen. 

Das Miniſterium des Innern vermag jedoch dieſer in mehrfachen Entſchei⸗ 
dungen und Anſragen der politiſchen Behörden zu Tage getretenen Anſicht nicht bei⸗ 
zupflichten, und findet ſich daher im Zwecke eines gleichartigen Vorganges und zur 
Vermeidung von überflüſſigen Schreibereien veranlaßt, der k. k.. im Einver⸗ 
nehmen mit dem k. k. Miniſterium für Cultus und- Unterricht zu eröffnen, daß das 
Heimatsgeſetz vom 3. December 1863 auf die Frage der Verpflichtung einer Gemeinde 
zum Erſatze des von einer anderen Gemeinde für arme Schulkinder beſtrittenen 
Schulgeldes keine Anwendung zu finden hat, weil es ſich bei einer ſolchen Leiſtung 
nicht um eine einem Auswärtigen im Falle des augenblicklichen Bedurfniſſes gewährte 
Unterſtützung nach § 28 des H. G. handelt. 

In Anwendung des Geſagten haben die politiſchen Behörden ſich einer Ent⸗ 
ſcheidung über derartige Erſatzanſprüche. wozu fie nur im Grundr des Heimatsgeſetzes 
competent wären, zu enthalten, und dieſelben vielmehr der inſtanzmäßigen Behand⸗ 
lung durch die Schulbehörden zuzuführen. 

Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben den Stattha tereirath zweiter Claſſe Johann Rit er v. 
Winkler zum Statthaltereirathe erfter Claſſe bei der mähriſchen Statthalterei er» 
nannt und die hiedurch erledigte Statthaltereirathsſſelle zweiter Claſſe bei dieſer Lan⸗ 
desſtelle dem Bezirkshauptmanne erſter Claſſe Friedtich Pelikan verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Schatzmeiſter und Vorſtand des Hofwappenmuſeums 
Quirin Leitner zum wirklichen k. k. Regierungsräthe ernannt. 

Der Miniſter des Innern hat die Ingenieure Engelbert Koleit und Joſeph 
Schiedt zu Dberingenieurea im k. k. Miniſterium des Innern ernannt. 


Erledigungen. 


Bezirkshauptmanusſtelle erſter Claſſe in Nieder⸗Oeſterreich mit 1800 fl., even⸗ 
tuell Bezirkshauptmannsſtelle zweiter Claſſe mit 1600 fl. Jahresgehalt, bis 18. Mai. 
(Amtsbl. Nr. 107.) 1 5 a 

Bezirks hauptmannsſtelle in Schleſien, bis 1. J ni. (Amtsblatt Nr. 107.) 

Regierungsraths⸗ und Landesſanitätsreferenten⸗Stelle bei der Krainer Landes⸗ 
regierung. (Amtsblatt Nr. 108.) 

Forſtrommiffärsſtelle bei der Bezirkshauptmannſchaft Piſino mit 800 fl. Ge⸗ 
halt, Reiſepauſchale von 300 fl., Schreibrequiſitenpauſchale, Amtslocale und Wohnungs⸗ 
miethe von 100 fl., bis 15. Juni. (Amtsblatt Nr. 108.) 

Beſchanarztesſtelle in Wien mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, bis 
2: Juni. (Amtsblatt Nr. 109.) ö 

Bauadjunctenſtelle in Mäsren mit 800 fl., eventuell 700 fl., eventnell eine 
proviſoriſche Bauadjunctenſtelle mit 700 fl., bis 10. Juni. (Amtsblatt Nr. 110.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


